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i . Verordnungen und Entscheidungen.
L.

Armenversorgung.
Entscheidung des k. k. Berwaltungsgerichtshofes vom 13.

März 1913 , Nr . 1185 . (M . Abt . XII 14915 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Freiherrn u. H a e r d t l, in Gegenwart der Räte des k. k Ver¬
waltungsgerichtshofes Dr . Tezncr,  Frecheren v. W e b e r , Dr . Sachs
und Dr . K a m i tz, dann des Schriftführers k. k. Ratssekretärs Freiherrn v.
Bourguignon,  über die Beschwerde der I . K. in P . gegen die Entscheidung
des Stadtrates der Reichshaupt - und Nesidenstadt Wien vom 10 . April 1912,
Z . 5852 , betreffend eine Ärmenversorgung , nach der am 4 . Februar 1913
dur chgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten sowie der Ausführungen des Dr . Johann Len och,
Hof - und Gerichts -Advokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde, und der
Gcgenausführungen des Magistratskonzipisten Karl Urban,  in Vertretung
der belangten Behörde , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Entscheidungsgründe:

Der in P . wohnhaften , nach Wien zuständigen I . K. wurde vom Wiener
Magistrale für ihre unmündigen Kinder Miroslav und Rosa durch mehrere
Jahre , zuletzt mit Magistrats -Erlaß vom 23 . Dezember 1909 , Z . 21872,
für die Jahre 1910 und 1911 eine Armenunterstützuug monatlicher 8 L
gewährt.

Über das an den Magistrat gerichtete Gesuch um Weiterbewilllgung,
eventuell Erhöhung der Armenunterstützung teilte der Magistrat mit Note vom
6 . Februar 1912 , Z . 537 , der Aufenthaltsgemeiude mit , daß der Erziehungs¬
beitrag nicht mehr verlängert werden könne, da die zwei Kinder eine nicht
deutsche «schule besuchen. Sollte die Partei nicht imstande sein, die Kinder ohne
Erziehungsbeitrag zu erhalten , so sei der Magistrat bereit , die Kinder in heimat¬
liche Versorgung zu übernehmen.

Dem gegen diesen Erlaß gerichteten Rekurse der I . K. gab der Stadtrat
ohne Anführung einer besonderen Begründung keine Folge.

Für den Verwaltungsgerichtshof bildete die leitende Erwägung der im
8 25 des Heimatgesetzes ausgesprochene Grundsatz , daß der Arme eine bestimmte

Art der Unterstützung nicht verlangen könne, daß vielmehr die Art und
Weise der Armenversorgung innerhalb der bestehenden Gesetze die Gemeinde
bestimme und daß gemäß 8 49 des Heimatgesetzes für die Armenunterstützungs-
srage der in der Gemeindeordnung festgesetzte Beschwerdezug einzuhalten ist.
Aus diesen Bestimmungen folgt , daß für die Art und Weise der Armenpflege
grundsätzlich das iustanzmäßig zu übende , gemäß 8 3 , kit . o, des Vcrwaltungs-
gerichtshofgesctzes der vcrwaltuugsgerichtlichcn Prüfung entzogene Ermessen
der Ärmenpflegebehörde maßgebend ist. Nun behauptet die Beschwerde allerdings,
daß durch die angefochtene Entscheidung , durch welche dieses Ermessen gemäß
8 25 des Heimatgesetzes beschränkt sei, Gesetze verletzt wurden , somit die Zu¬
ständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes begründet sei. Sie erblickt diese Ver¬
letzung in dem durch die angefochtene Entscheidung bewirkten Eingriffe in die
Erziehungsgewalt der Beschwerdeführerin und in den Anspruch auf Wahrung
der Nationalität der Kinder.

Demgegenüber mußte der Verwaltungsgerichtshof feststellen, daß diese
von der Beschwerdeführerin geltend gemachten Rechte gerade durch die Gesetz¬
gebung über die Organisation der Armenpflege beschränkt sind. Wenn die
§8 25 und 44 des Heimatrechtsgesetzes das Ermessen der Armenpflegebehörden
in betreff der Art und Weise der Armenversorgung für ausschlaggebend erklären
und 8 24 dieses Gesetzes die Sorge für die Erziehung der Kinder in den
Bereich der Armenversorgung cinbczieht, so wird damit deutlich genug das
Ermessen der Armenpflegebehörde auch auf die Art und Weise der Erziehung
der Kinder erstrecke. Die Organisation der Armenpflege ruht aber ausschließlich
auf dem Rechtsinstitute der Heimat und nicht auf dem der Nationalität.

Wenn daher die Beschwerdeführerin in der angefochtenen Entschließung
einen gegen sie oder ihre Kinder geübten widerrechtlichen Zwang erblickt, so
verwechselt sie den Zwang , der in ihren und in den ökonomischen Verhältnissen
ihrer Kinder sowie in der gesetzlichen Gestaltung der Armenpflege gelegen ist,
mit dem Zwange eines obrigkeitlichen Gebotes , eine Verwechslung , gegen
welche der Gerichtshof bereits in seinem Erkenntnisse vom 29 . Oktober 1907,
Z . 9661 , Nr . 5458 X der offiziellen Sammlung , Stellung genommen hat.
Wie der Vertreter der Gemeinde Wien in der öffentlichen mündlichen Ver¬
handlung treffend hcrvorgehoben hat . befiehlt der Wiener Stadtrat als die im
vorliegenden Falle letzte administrative Instanz nicht, daß die Beschwerdeführerin
ihre Kinder in die heimatliche Versorgung abzugeben habe , sondern erklärt nur
die Gemeinde Wien für berechtigt, ihre gesetzliche Pflicht zur Fürsorge für
diese Kinder in der Form der Gewährung der heimatlichen Versorgung zu
erfüllen . Allerdings wäre der Stadtrat durch gesetzliche Bestimmungen nicht behin¬
dert gewesen, der Gemeinde Wien jene Rücksicht aufzuerlegen , deren Nichtbeachtung
die Beschwerdeführerin als Rechtsverletzung rügt , allein für den Verwaltungs
gerichtshof besteht bei der gegenwärtigen gesetzlichen Gestaltung des Armen-
pslegewksens kein Anhaltspunkt , um eine rechtliche Verpflichtung des Wiener
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Stadtrates zur Ausübung jener Rücksicht auszusprechcn , die von der Beschwerde¬
führerin irrtümlich als ihr Recht oder als das Recht ihrer Kinder in Anspruch
genommen wird . Deshalb befand sich die Gemeinde Wien nicht im Verzüge
mit der Erfüllung ihrer gesetzlichen Pflicht , wenn sie der Beschwerdeführerin
die Übernahme ihrer Kinder in die heimatliche Versorgung angeboren hat , in
welchem Anerbieten eben auch das Anbieten der Bestreitung der Kosten für
die Reise der Kinder nach Wien inbegriffen ist, und wenn die Beschwerde¬
führerin diese Form der Versorgung ausschlägt.

Wenn endlich der Vertreter der Beschwerde in der öffentlichen mündlichen
Verhandlung den Beschwerde -Antrag damit zu begründen versucht hat , daß er
die angcfochtene Entscheidung gegen den nachdrücklichen Widerspruch des Ver¬
treters der belangten Behörde auf nationalpolitischc Rücksichten als ihre wahr¬
haften Motive zurückführte und daraus eine Überschreitung der dem freien
Ermessen durch die Forderung der Sachlichkeit gezogenen Schranke ableitete,
so ist diesem Versuche entgegcnzuhaltcn , daß der Verwaltungsgerichtshof sowohl
durch Artikel 15 , Absatz 2 , des Staatsgrundgesctzes vom 21 . Dezember 1867,
R .- G .-Bl . Nr . 144 , als auch durch § 2 , Absatz 1, des Gesetzes vom 22 . Ök
tober 1875 , R .-G -Bl . Nr . 36 ex 1876 , auf den Schutz subjektiver Rechte
und Ansprüche beschränkt , somit nicht zuständig ist, nach den wahrhaften
Motiven der behördlichen Verweigerung einer Gewährung zu forschen , die
keinen Gegenstand eines Parteianspruches bildet.

E»

Krarrkerrhausgebühren.
Entscheidung des k. k. Berwaltungsgerichtshofes vom

15. April 1913 , Nr . 13469 (M . B . A. ll , 715/IV ) :

Im Namen Seiner Mchestüt des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats - ,

Präsidenten Freiherrn v . Ha er d tl , in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungs¬
gerichtshofes Freiherru v. Hock , Dr . Tezner , Dr . Binder und Dr . -
Kamitz,  dann des Schriftführers k. k. Hofsekretürs Nohrcr,  über die Beschwerde
der A . N . in Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Jnuern
vom 24 . Juni 1912 , Z . 12039 , betreffend eine Krankenhausgebührenzahluug,
nach der am 5 . Dezember 1912 durchgeführten öffenilichcn mündlichen Ver¬
handlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten sowie der
Ausführungen des Laudesrates Dr . H u e b c r , in Vertretung des mitbeteiligten
n .-ö . Landesausschusses , zu Recht erkannt:

Die angcfochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

E n t s ch e i d u n g s g r ü n d e:

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde die Beschwerdeführerin ver¬
pflichtet , die Gebühren für 30 Tage der in die Zeit vom 5 . Juli bis 26 . Ok¬
tober 1907 fallenden Pflege der E . C ., die bis 18 . Juni 1907 bei
ihr Dieustnehmerin gewesen war , im Wiener k. k. allgemeinen Krankenhaus zu
bezahlen , weil nach den Erhebungen und insbesondere nach einem vom Mini¬
sterium eingeholten staatsärztlichen Gutachten die Genannte schon zu jener Zeit
Pflegebedürftig geworden ist , da sie noch bei der Beschwerdeführerin im
Dienste stand.

Dieser auf den HZ 81 und 84 der Wiener Gesindeordnung vom 1. Mai
1810 und dem Hofkanzlei -Dekrete vom 18 . Februar 1887 , Z . 12356 (Regierungs-
Zirkulare vom 30 . März 1837 , Z . 12234 ), beruhende Ausspruch wird von der
Beschwerde als gesetzwidrig ausschließlich mit den Einwendungen bekämpft : Die
Krankheit der Dienstnehmeriu sei ihr während des Bestandes des Dienstver¬
hältnisses nicht bekannt geworden und deshalb sei diese Krankheit auch nicht
als während des Dienstverhältnisses entstanden anzusehcn ; sie sei gar nicht in die Lage
gekommen , von ihrem Rechte , die Art der Krankenpflege der Dienstnehmeriu
zu bestimmen , Gebrauch zu machen ; außerdem liege ein Mangel des Ver - !
fahrens darin , daß nicht erhoben worden ist, daß ihr die Dienstnehmerin auch
nach dem Austritte aus dem Dienste von ihrer Erkrankung keine Mitteilung
gemacht hat.

Der Gerichtshof konnte nun zwar die von der Beschwerdeführerin ver¬
tretene Rechtsanschauung nicht als richtig anerkennen , daß es für die Pflicht
des Dienstgcbers zur Bezahlung von Gebühren für die Spitalspflege seines noch
während des Bestandes des Dienstverhältnisses erkrankten — dieses Wort im
Sinne der ärztlichen Wissenschaft gebraucht — Dienstnehmers von ausschlag¬
gebender Bedeutung sei, ob er die Krankheit als solche erkannt habe oder nicht.
Denn die Ursache , aus der cs folgt , daß ein Dienstgeber eine Erkrankung seines
Dienstnehmers nicht erkennt , kann auch in persönlichen Verhältnissen des
Dienstgebers gelegen sein , wie in seiner Abwesenheit , in seiner eigenen Krank¬
heit und dergleichen mehr , und sicher wäre es unzulässig , die Verwirklichung
von Pslegeansprüchcn des Dienstnehmers oder von Gebührenansprüchen einer
Krankenanstalt von Umständen beirren zu lassen , die in der Person des Dienst¬
gebers eingctreten sind . Wohl aber mußte sich der Gerichtshof unter Festhaltung
an einem gemäß H 8 seiner mit Ministerial -Verordnung vom 22 . August 1907,
R .-G .-Bl . Nr . 209 , festgesetzten Geschäftsordnung am 7 . April 1913 gefaßten
Beschlüsse des Fachplenums zu der Auffassung bekennen , daß die Fürsorgepflichr
des Dienstgebers gegenüber seinem Gesinde und seiner Gebührenzahlungspflicht
gegenüber einer öffentlichen Krankenanstalt nicht allein von der Voraussetzung
abhängt , daß bei dem Dienstnehmer noch während des Bestandes des Dienst-
verhälinisses derartige körperliche Veränderungen eintreten , daß eine ärztliche

Behandlung zum Zwecke der Wiederherstellung der Gesundheit geboten wäre,
sondern auch von der weiteren Bedingung , daß jene krankhaften Veränderungen
als Kraukheitserscheinungcn derart wahrnehmbar geworden sind , daß ein ge¬
wissenhafter Dienstgeber sich veranlaßt sehen muß , einen Arzt zunächst rum
Zwecke der Untersuchung auf den Eintritt einer Erkrankung zu Rate zu ziehen.

Werden diese Grundsätze auf den vorliegenden Fall angewendet , so ergibt
sich folgendes : Es zeigt sich, daß der Beschwerdeführerin , welche bei einer
leichten anderen Erkrankung ihrer Dienstnchmerin E . C . sogleich einen Arzt
gerufen hatte , und als sie an ihr einen hinkenden Gang bemerkte , diese wiederholt
befragte , ob der Grund hiefür in einer Krankheit zu suchen sei, angesichts der
Verneinung dieser Frage durch die Genannte und angesichts dessen , daß diese
ungeachtet jener Erscheinung niemals bettlägerig gewesen ist und wiederholt
Tanzveranstaltungen besucht hat , eine Vernachlässigung ihrer pflichtgemäßen Für¬
sorge nicht zur Last gelegt werden kann , daß die , wie die nachträglich eingeholten
ärztlichen Gutachten besagen , zu jener Zeit allerdings schon vorhandene Er¬
krankung der C . an tuberkulöser Entzündung der Sehnenscheide , derentwegen
ihre ärztliche Behandlung damals schon geboten gewesen wäre , von der Beschwerde¬
führerin auch bei Anwendung gewissenhafter Fürsorge nicht wahrgenominen
werden mußte . Hicnach durfte sie also für die Kosten der späteren Spitalspflege
der C . wegen dieser Krankheit nicht haftbar gemacht werden . Die auf anderer
Rechtsanschauung beruhende angcfochtene Entscheidung mußte deshalb auf¬
gehoben werden.

Hienach entfiel für den Gerichtshof die Untersuchung der Frage , ob das
Recht der Beschwerdeführerin , die Art der Pflege ihrer erkrankten Dieustnehmerin
zu bestimmen , durch die Behandlung ihrer Dienstnehmerin im Wiener k. k.
allgemeinen Krankenhause ohne vorherige Einholung ihrer (der Beschwerde¬
führerin ) Zustimmung verletzt worden ist und welche Folgen für den Bestand und das
Ausmaß des Gebührenanspruches der Krankenhausverwaltung aus einer
solchen Verletzung abzuleitcn wäre . Ebenso war hienach auch nicht meh auf
die Untersuchung des in der Beschwerde behaupteten Berfahrensmangels
einzugehen.

3 .

Erhaltung des heimischen Kunstbesitzes.
Nund -Erlaß der k. k. n. ö. Stntthalterei vom 2. Juni 1913.

P . Z . 1647 (M . D . 2330) :
Die k. k. Zentral - Kommission für Denkmalpflege hat über Befehl ihres

höchsten Protektors Seiner kaiserlicheil und königlichen Hoheit des durch¬
lauchtigsten Herrn Erzherzogs Franz Ferdinand den in Abschrift mitsolgcnden
Erlaß an die Konservatoren (Denkmalpflcger ) und Korrespondenten gerichtet.

In demselben werden die Organe de,- Zentral -Kommission angewiesen , im
Interesse der Erhaltung des heimischen Kunstbesitzes und um die Verschleppung
von Objektm , sowohl aus Privatem als aus öffentlich rechtlichem Besitze durch
den Antiquitätcnhandel nach Kräften hintanzuhalten die Intervention der
Politischen und eventuell der gerichtlichen Behörden in Anspruch zu nehmen.

Mit Bezug auf H 5 des mit Allerhöchster Entschließung vom 31 . Juli
19 ! 1 (Erlaß des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 2 . August
1911 , Z . 33l8I , R .-G .-Bl . Nr . 153 ox 1911 ) genehmigten Statutes der k. k.
Zentral -Kommission für Denkmalpflege ergeht die Einladung , die diesbezüglichen
Bestrebungen der genannten Kommission kräftigst zu unterstützen und die hier¬
nach geeigneten weiteren Maßnahmen zu ergreifen.

*
-i-

K . k. Zentral -Kommission Abschrift.
für Denkmalpflege . Z . 68/Prüs ., ex 1913.

Wien , IV ., Favoritcnstraße 15 . Wien,  am 10 . April 1913.

Euere P . T.

Eine der vornehmsten Aufgaben der Zentral -Kommission bildet die Er
Haltung des heimischen Besitzes von Kunstgegenständen.

Was den Privatbesitz anbclangt , so muß die Zentral -Kommission nicht
nur wünschen , daß derselbe nicht ins Ausland veräußert werde , sondern in
dem angestammten Besitze verbleibe , die einzelnen Objekte namentlich in der
Umgebung , für die sie geschaffen wurden.

Die Herren Konservatoren und Korrespondenten werden ersucht , im
Wege der Belehrung (durch Vorträge , Zeitungsartikel ) auf die Besitzer vou
Antiquitäten , namentlich auf die Laudbevölkerung und die Bewohner kleinerer
Städte einzuwirken , daß sie ihren Fainilicnbesitz pietätvoll bewahren . Sollte
eine Veräußerung unvermeidlich sein , so mögen sich die Besitzer an die Kon¬
servatoren und Korrespondenten wenden , damit sie den Verkauf an ein öffent¬
liches Museum des Landes vermitteln , wobei in der Regel günstigere Preise
erzielt werden dürften , als bei Abgabe des Objektes an einen Händler.

Sollte Ihnen eine beabsichtigte Veräußerung von Antiquitäten aus
Privatbesitz bekannt werden , so haben Sie unverzüglich hievon die Anzeige
an die Zentral -Kommission zu erstatten , welche gegebenenfalls bestrebt sein
wird , durch Vermittlung von Subventionen aus öffentlichen (Landes - oder
Staats -Mitteln das Objekt einem öffentlichen Museum zu erhalten.

Besonderes Augenmerk ist auf die Ausfuhr von inländischem Kunstbesitz
in das Ausland zu richten . In diesem Falle steht nach den bestehenden Vor¬
schriften (Hof -Kanzleiministcrialschreibcn vom 3 . April 1827 , Pol . G . S . Bd . 55,
S . 71 ) dem Staate das Vorkaufsrecht zu , was die Anzeige von der beab
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sichtigten Ausfuhr an die politische Landcsstclle (Statthaltern , Landes-
Regiernng ) voraussetzt . In solchen Fällen werden sie sich zu überzeugen
haben , ob dieser Vorschrift entsprochen wurde und verneinenden Falles die
Intervention der politischen Bezirksbehörde in Anspruch zu nehmen haben.

Weiters ist in diesen Fällen gleichfalls der Zentral -Kommission unver¬
züglich Anzeige zu erstatten.

Die in öffentlich rechtlichem Besitze (des Staates , des Lande»,
einer Gemeinde von religionsgenossenschastlichen und kircklichcn Körperschaften
und Anstalten u . dgl ) befindlichen Antiquitäten sollen überhaupt nicht oder
nur dann , wenn das Objekt ans seinem derzeitigen Aufbewahrungsorte ge¬
fährdet wäre , veräußert , und dann stets an ein öffentliches Museum abge¬
geben werden . Sie werden ersucht, in allen Fällen , in welchen der beabsichtigte
Verkauf von Antiquitäten ans öffentlich rechtlichem Besitze zu ihrer Kenntnis
kommt , mit allem Nachdrucke ans die Befolgung dieser Grundsätze zu dringen
und falls Ihren Anträgen nicht entsprochen wird , die Intervention der
politischen Bezirksbehörde in Anspruch zu nehmen . Auf jeden Fall ist aber der
Zentral -Kommission unverzüglich Anzeige zu erstatten.

Auch von Objekten , welche bereits in den Antiqnitätenhandel gelangt
sind, muß die Zentral -Kommission wünschen, daß sie, wenn sie aus Privat¬
besitz stammen , dem Lande erhalten bleiben , wenn sie aus öffentlich rechtlichem
Besitze stammen , wieder an ihren früheren Aufbewahrungsort zurückgebracht
werden . Letzteres wird sich in manchen Fällen umso leichter erzielen lassen,
als der Verkauf von Objekten öffentlich rechtlichen Besitzes bekanntlich an
strenge Vorschriften gebunden ist (für Gemeinden nach Art . XVIII des Ge¬
setzes vom 5 . März 1862 , R .-G .-Bl . Nr . 18, für Kirchen und kirchliche Am
staltcn nach Abschnitt VII des Gesetzes vom 7. Mai 1871 , R .-G .-Bl . Nr . 50 ),
die häufig nicht beachtet werden , so daß ein ungültiges Rechtsgeschäft vorliegt,
das rückgängig gemacht werden kann.

Damit die Zentral -Kommission die Interessen der Denkmalpflege auch in
jenen Fällen wahrnchmen kann , wo die Objekte bereits in den Antiquitäten¬
handel gelangt sind , ersucht sie die Konservatoren und Korrespondenten , mit
den Antiquitätenhändlern in den Ihnen zugewiescncn Bezirken (in der Um¬
gebung Ihres Wohnsitzes ) in tunlichst rege Fühlung zu treten , sich über die
vorhandenen Vorräte und Neuerwerbungen genau zu informieren und über
die gemachten Wahrnehmungen der Zentral -Kommission Bericht zu erstatten.

Auch in diesen Fällen wollen Sie sich überzeugen , ob bei beabsichtigter
Ausfuhr von Objekten in das Ausland dem Staate Gelegenheit zur Aus¬
übung des Vorkaufsrechtes im Sinne des Hof -Kanzleiministerialschreibens vom
Z. April 1827 gegeben wurde und ob beim Verkaufe von Objekten aus
öffentlich rechtlichem Besitze die Zustimmung der Aufsichtsbehörden (Lanocs-
Ausschnß , Ordinariat u . dql.) im Sinne des Gesetzes vom 5. März 1862,
R .-G .-Bl . Nr . 18, und vom 7 . Mai 1874 , R .-G .-Bl . Nr . 50 , gegeben
wurde . Namentlich wird darauf hingewiesen , daß beim Verkaufe von kirch¬
lichen Objekten im Werte von über 200 L nach der Verordnung des Mini¬
steriums für Kultus und Unterricht vom 20 . Juni 1860 , R .-G .-Bl . dir . 162,
beziehungsweise nach ß 51 des Gesetzes vom 7. Mai 1874 , R .-G .-Bl . Nr . 50
die Zustimmung des Ordinariates und der politischen Landesstelle not¬
wendig ist.

Sollte die Vermutung bestehen, daß der Verkauf ohne Beobachtung der
bestehenden Vorschriften zustande kam, so ist hievon unverzüglich der politischen
Bezirksbchördc und der Zentral -Kommission Anzeige zu erstatten

Der Vize -Präsident:
Latour m. p.

4.

Verlegung des Großgeflügelmarktes im IR . Bezirke.
Kundmachung des Magistrates vom 10 . Juni 1913 , M.

Abt . IX , 1645:
Zufolge Stadtrats -Beschlusscs vom 6. Juni 1913 , P . Z . 6130 , wird der

ans der Fläche zwischen der Augartenbrücke und dem ehemaligen Stations¬
gebäude der Dampftramwah bestehende Großgeflügelmarkt im II . Bezirke Am
Schanzl aus dem Schanzlmarkte ansgcschaltct und ans den Markt im II . Bezirke
Am Werd , und zwar in die Haidaasse vor die Häuser Nr 1 und 3 verlegt.

Auf diesem Markte ist der Marktvcrkehr gestattet : An Werktagen von
4 Uhr früh bis 1 Uhr mittags , an Feiertagen von 4 Uhr früh^ bis 12 Uhr
mittags und an Sonntagen in der Zeit vom 1. April bis 30 . September von
6 Uhr früh bis 10 Uhr vormittags , in den übrigen Monaten von 7 Uhr früh
bis II Uhr vormittags.

Nach Schluß des Marktes müssen alle Waren und Standgeräte vom
Marktplatze entfernt werden.

Im übrigen haben die allgemeine Marktordnung , sowie der Markttarif
zu gelten.

Dies wird mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenntnis gebracht , daß
die Zuweisung von Verkaufsplätzen ans diesem Markte durch die Marktamts-
Abteilnng im II . Bezirke erfolgt , an welche sich die Marktpartcicn zu tuenden
haben.

Ä.
Gist -Berschleiß.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den IV . Bezirk
vom 16 . Juni 1913 , M . B . A. IV , 610/1:

Ans Grund des Ansuchens vom 3 . Mai 1913 wurde dem Herrn Rudolf
Molitor,  geboren 1859 zu Wien in Niedcröstcrrcich , hcimatbcrechtigt in
Wien , Land Niedcröstcrrcich , wohnhaft V ., Hartmanngasse 14, die Konzessions
urkunde für den Verkauf von Giften und der zur arzneilichen Verwendung
bestimmten Stoffe und Präparate , insofern du-s nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, im Standorte IV ., Wiedener Hauptstraße 40 , ans-
gcfenigt.

Dieses Gewerbe ist im Gewerbcregister unter Reg . Z . 1657/IV , I< ein¬
getragen.

G.
Ehrenzeichen für vieljährige verdienstliche Mitglied
schaft bei einer landstnrmpflichtigen Körperschaft;

Anerkennung au immatrikulierte Standschützen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 18 . Jum

1913 , M . D . 2475 (Normalkenblatt des Magistrates Nr . 44 ) :
Das k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidinm hat mit Zirkularerlaß vom

6. Juni 1913 , Pr .-Z . 1351/3 , Nachstehendes anher eröffnet:
„Seine kaiserliche und königliche apostolische Majestät haben mit Aller¬

höchster Entschließung vom 30 . April 1913 , allergnädigst zu gestatten geruht,
daß bei Beurteilung des Anspruches auf das mit Allerhöchster Entschließung
vom 26 . November 1908 gestiftete Ehrenzeichen für vierjährige , verdienstliche
Mitgliedschaft bei einer landstnrmpflichtigen Körperschaft die Zugehörigkeit als
immatrikulierter Standschütze zu einem der in Tirol und Vorarlberg nach dem
Gesetze vom 14 . Mai 1674 , L.-G .-Bl . Nr . 29 , bestandenen k. k. Schicßstände
der Mitgliedschaft bei einer landstnrmpflichtigen Körperschaft glcichgchalteii
werden darf ." .. . . . ^ ,

Hievon setze ich die städtischen Ämter unter Huiwers auf das Normale
dir . 56 6X 1909 in Kenntnis.

7.

Mißbräuchliche Inanspruchnahme der Fracht¬
begünstigung für DnngTalk.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Juni
1913 , Z . VI -1571 , M . D . 2677/13 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 48 ) :

Über Ersuchen des k. k. Eiscnbahnministeriums vom 24 . April 1913,
oä Z . 9412/ ^5, hat das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom
6 . Juni 1918 , Z . 15660 , Nachstehendes anher eröffnet:

Die Frachtsätze des ab 1. September 1912 gültigen Ansnahmetarifcs
13 ä dcr k. k. österreichischen Slaatsbahncn finden auch ans Sendungen von
gebranntem Kalk Anwendung , soferne die Empfänger der Sendungen erklären,
daß der bezogene Kalk ausschließlich zum Düngen in ihren eigenen
Wirtschaftsbetrieben verwendet werde  und diese Erklärungen
von den politischen Behörden erster Instanz oder von den in Rubrik 6 der
Anwcndnngsbedingnngen zu diesem Ausnahmetarife angeführten Korporationen
bestätigt werden.

Die große Anzahl der in der letzten Zeit ans den Linien der österrcichrschen
Staatsbahnen zur Aufgabe gebrachten und von den obbezcichneten Erklärungen
begleiteten Kalksendungcn läßt die Vermutung nicht unberechtigt erscheinen, daß

! die begünstigte Frachtberecknung für Dung  kalk in einer größeren Anzahl der
Fälle auch für B a u kalk in Anspruch genommen wird , was zutreffendenfalls
für die Staatseisenbahnvcrwaltnng mit bedeutenden finanziellen Ausfällen ver¬
bunden wäre.

Die obgenannten Behörden werden aufgefordert , in Erwägung der Trag¬
weite der in Frage stehenden Bestätigungen diese Bestätigungen n u r n a ch
eingehender Prüfung der Richtigkeit  der von den Empfängern
der Sendungen abgegebenen Erklärungen zu erteilen.

8 .

Unterstützung von Angehörigen bosnisch-
herzegovinischer Landesangehöriger.

Erlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidinms vom 24 . Juni
1913 , Pr . Z . 16/3 U , M . D . 2662/13 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 47 ) :

Der Herr Reichsfinanzminister hat sich in feinen an den Herrn k. k.
Ministerpräsidenten gerichteten Noten vom 21. Februar und 22 . März 1913,
Z . 1755 und 3737 B . H-, bereit erkürt , bis zum Zustandekommen eines ent¬
sprechenden bosnisch -herzegovinischcn Gesetzes den in den im Neichsratc ver¬
tretenen Königreichen und Ländern wohnhaften , hilfsbedürftigen Angehörigen
von mobilisierten oder zu einer ausnahmsweisen aktiven Dienstleistung heran-
gezogenen bosnisch-herzegovinischcn Landesangehörigen in besonders rücksichts-
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würdigen Fällen , namentlich bei voller Subsistenzlosigkeit auf Rechnung der
bosnisch -herzegovinischen Finanzen dieselben Unterstützungen zu bewilligen , welche
den Angehörigen der in der gleichen Lage befindlichen österreichischen Staats¬
bürger zukommen . Hieran hat der Herr Rcichsfinauzminister das Ersuchen
geknüpft , diese Unterstützungen durch die Unterhaltslandeskommission der im
Ncichsrate vertretenen Königreiche und Länder , und zwar vom Zeitpunkte der
Heranziehung des betreffenden Ernährers zur ausnahmsweisen aktiven Dienst¬
leistung zuerkennen zu lassen.

Demzufolge hat das k. k. Ministerium für Landesverteidigung mit dem
Erlasse vom 19 . Juni 1913 , Präs . Nr . 22I5/XVHI , mit Zustimmung des Herrn
Ministerpräsidenten und cinvcrnehmlich niit dem k. k. Finanzministerium un¬
geordnet , daß die Bestimmungen des Gesetzes vom 26 . Dezember 1912,
R .-G .-Bl . Nr . 237 , und dessen Durchführungsverordnung bis auf weiteres
auf die in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern wohnhaften
Angehörigen bosnisch -herzegovinischer Landesangchöriger mit nachstehenden
Modifikationen sinngemäß auzuwenden seien:

1. Die Anmeldungen , Avisos , Kassaanweisuugcn und Zahlungsbogcn
sind mit roccm Stampiglicnaufdruck : „ Bosnisch -herzegovinischer Landes¬
angehöriger " zu versehen.

2 . Die Anmeldungen sind mit eigenen fortlaufenden Nummern zu
bezeichnen und von den übrigen abgesondert aufzubewahrcn.

3 . Die Avisos sind stets in drei Parien auszufertigcn ; das eine Pare
ist der politischen Bczirksbchörde des ordentlichen Wohnsitzes des Angehörigen,
das zweite und dritte Pare sind der brsuisch -hcrzcgovinischcn Landesregierung
in Sarajevo mit dem Ersuchen zu übermitteln , das eine Pare dieser Avisos
behufs Hinlanhaltung von Doppelanweisungen evident zu halten , das andere
Pare der heimatlichen Bezirksbehörde des zur ausnahmsweise « aktiven Dienst¬
leistung Herangezogcnen zu übersenden , und die anweisende Unterhaltslandes-
kommission jeweils sofort zu verständigen , falls der Landesregierung ein Um¬
stand zur Kenntnis kommt , der den Fortbestand des Anspruches auf Unter¬
stützung tangiert.

4 . Die an Angehörige bosnisch -herzegovinischer Landesangchöriger erfolgten
Betrüge sind seitens der auszahlcuden Kassen in den betreffenden Journalen
und seitens der politischen Landesbehördc in den gemäß der Durchführungs¬
bestimmung zu Z 10 des Gesetzes vorzulegcndcn Gebarungsübersichten entsprechend,
und zwar in den letzteren durch den der „ Summe " mit roter Tinte beizufügendcn
Bermerk : Hievon auf Rechnung der bosnisch -herzegovinischen Finanzen

. . . X . . ü auszuzeichnen " .
Vom Vorstehenden sind die Unterhaltskommissioncn , die politischen

Bezirksbehörden , sowie die Gemeinden , letztere auch behufs Verlautbarung an
die in Betracht kommenden Angehörigen in geeignet scheinender Weise in
Kenntnis zu setzen.

Die Verständigung der Kassen wird durch die Finanzlandesbehördcu
erfolgen.

Hicnach ist das Erforderliche sofort zu veranlassen.
Die Bezirkshauptmanuschaftcn werden die Bürgermeister ihres Ver¬

waltungsgebietes sofort entsprechend zu belehren haben.

Verwendung historisch nnd künstlerisch interessanter
Bauten für Staatsämter und Anstalten.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Juni
1913 , P . Z . 1983 (M . D . 2691 ) :

Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht hat mit Erlaß vom
7 . Juni 1913 , Z . 14869 , den abschriftlich mitfolgenden Bericht der k. k. Zentral-
Kommissiou für Denkmalpflege vom 20 . März 1913 , mit dem Beifügen hiehcr
zur Kenntnis gebracht , daß , wie die bisherigen zahlreichen Fälle der Ver¬
wendung derartiger Gebäude für die verschiedenen Zweige der Zivil - und
Militärverwaltung beweisen , die Anregung der Zentral -Komiuission in der Tat
geeignet erscheint , den Bedürfnissen der Praxis ebenso gerecht zu werden , wie
sie der Denkmalpflege nützt.

Es ergeht daher die Einladung auf die Anregung der k. k. Zentral-
Kommission tunlichst Bedacht zu nehmen.

* *

Abschrift.
K . k. Zentral -Kommission für Denkmalpflege.

Wien,  am 20 . März 1913.

K . k. Ministerium!

In der letzteren Zeit sind wiederholt Fälle vorgekommcn , in welchen di
Erhaltung historisch interessanter und künstlerisch bemerkenswerter Bauten leicht
und einfach dadurch zu erzielen gewesen wäre , wenn sie zur Unterbringung von
Staatsämtern oder staatlichen Anstalten verschiedener Art adaptiert und ver¬
wendet worden wären . Es sollen in dieser Beziehung nur das Colloredo-
Schlössel in Hallein , das Meerscheinschloß in Graz und das Renatihaus in
Murau erwähnt werden , welche in der allerjüngsten Zeit bei der Zentral-
Kommission in Verhandlung gestanden sind . Leider wurde den bezüglichen Be¬
strebungen jedesmal entgegengehalten , „ daß die Raumdlsposition für die Amts¬
oder sonstigen Zwecke minder geeignet sei" . Es soll nicht geleugnet werden , daß

es bequemer ist, für staatliche Zwecke auf Grund eines ausgestellten Bcdürfnis-
programmes neu zu bauen . Anderseits kann nicht vergessen werden , seit wie
langem und wie oft staatliche Ämter in kleinen und großen Bauten von
Deukmalswcrt untergebracht waren und noch sind und wie die sich hieraus
ergebenden kleinen Unbequemlichkeiten ertragen und überwunden wurden , ohne
daß der Allerhöchste Dienst darunter gelitten hätte . Wenn die Pflicht des
Staates zum Schutze seiner Denkmale grundsätzlich anerkannt wird , so müssen
eben alle Faktoren zu diesem Zwecke innerhalb ihres Wirkungskreises bei¬
steuern . Dazu kommt noch , daß die neuen , reinen Utilitätsrücksichten huldigenden
Neubauten des Staates in den seltensten Fällen dem Orts - oder Landschafts¬
bilde zur Zierde gereichen , wie sich ein jeder überzeugen kann , der unsere
altertümlichen Städte und unsere malerischen Gegenden besucht.

Die Zentral -Kommission wäre dem k. k. Ministerium als ihrer Vor¬
gesetzten Verwaltungsbehörde dankbar , wenn es unmittelbar bei den obersten
Ltaatsämtern und mittelbar bei den Landcsbehördcn , sowie auch in seinem
eigenen Wirkungskreise dafür eintrctcn wollte , daß , wann immer ein in seinem
Bestände gefährdetes Gebäude von Deukmalswcrt durch die Benützung zu
Amts - oder sonstigen öffentlichen Zwecken gerettet werden kann , dies auch
wirklich geschehe. Bei einigem guten Willen werden die unvermeidlichen Ein¬
wendungen bau - und amtstechuischer Natur in den meisten Fällen zu über¬
winden sein , wenn man sich der klar ausgesprochenen Intentionen der Ober-
behirden bewußt ist.

Für die Bekanntgabe der diesfälligen Entschließung des k. k. Ministeriums
wäre  die Zentral -Komiuission besonders dankbar.

1«.
Radfahrverbot.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 24 . Juni 1913,
M . B . A. IV , 1419/10:

Auf Grund der 88 46 (Ziffer 3 ) und 100 des Gesetzes vom 24 . März
1900 , L.-G . und V .-Bl . Nr . 17 , wird das Radfahren auf dem Wege neben
der Stadtbahn längs des Hictziuger Kais und auf den die Fortsetzung dieses
Weges bildenden Dammwegen längs des rechten Wicnflußufers im Xllk . Bezirke
verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden auf Grund der 88 100 und 101
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

11
Verkehrsregelung in der Mittermayergasse im

^III Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 24 . Juni 1913,

M . Abt . IV , 2219:
Auf Grund der 88 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März

1900 , L.- G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird den Fuhrwerken aller Art das Be¬
fahren der Mittermayergasse im XIII . Bezirke in der Richtung von der Lainzer-
straße gegen die Trauttmansdorffgaffe verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden auf Grund der 88 100 und 101
des oben genannten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

12 .
Politische und Gerichtseinteilnng und Wohnorts
Repertorium der Königreiche Kroatien nnd Slavonien.

Laut Erlasses der k. k. n .-ö . Statthaltcrei vom 25 . Juni 1913,
P . Z . 2046 , ist ein solches Repertorium nach dem Stande vom 1 . Jänner
1913 erschienen und kann bei der Hilfsämter -Direktion der königl . kroatisch-
slavonisch -dalmatinischen Landesregierung , Abteilung für Inneres , um den
Preis 5 X für ein geheftetes und von 5 X 60 ü für ein gebundenes Exemplar
bezogen werden . (M . D . 2692 .)

IS.
Regelung des Fuhrwerksverkehres in der Oberen

Bahngasfe im « IS . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30 . Juni 1913,

M . Abt . IV , 5675/12 :
Auf Grund der 88 46 (Ziffer 3) und 100 des Gesetzes vom 24 . März

1900 , L.- G . und B -Bl . Nr . 17 , wird den Fuhrwerken aller Art die Durch¬
fahrt durch die Obere Bahngassc im III . Bezirke zwischen Fasangasse und
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Hohlwcggassc in dcr Richtung von dcr Hohlwcggasse gegen die Fasangasse
verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden auf Grund der fsss 100 und 10t
des oben erwähnten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

14 .

Berkehrserleichternngen für zu Dressur und
Leistnugsprüfnugen bestimmte Pferde.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 2 . Juli 1913 , M.
Abt . IX , 3198 , an das Veterinäramt , das Präsidium des
„Klubs der Herrenfahrer " und das Präsidium des „Reit - und
Pvloklubs " :

Mit Beziehung auf die Erlässe vom 8 . Jänner 1008 , Z . XI1 -76,
15. April 1908 , Z . XII - 1014/23 , 6. November 1912 , Z . Vt .-4537/2 , und
vom 8 . April 1913 , Z . Vt .-1544/3 , hat die k. k. niederösterreichischc Statt-
httterei bckanntgegeben , daß das k. k. Ackerbauministcrium mit dem Erlasse
vom 4 . Juni 1913 , Z . 17326 , eröffnet hat , daß die in dem crstbezogencn Er¬
lasse angeführten Erleichterungen bezüglich der Einfuhr von Renn - und Traber¬
pferden aus den Ländern dcr heiligen ungarischen Krone unter analoger An¬
wendung bis auf Widerruf auch auf die Pferde der Mitglieder des „Klubs
der Herrenfahrer " in Wien ausgedehnt werde.

Gleichzeitig wird bemerkt, daß das königl. ungar . Ackcrbauministerium
dieselbe Verfügung bezüglich der Ausfuhr der erwähnten Pferde nach den
Ländern der heiligen ungarischen Krone treffen wird.

Weiters wurde auch anher eröffnet , daß unter einem der k. k. Bezirks-
Obcrtierarzt Karl H u t s ch e n r e i t e r auch zur Bescheinigung der vom „ Rcit-
und Polotlub " in Wien für Polopfcrdc ausgestellten Zertifikate beim Verkehre
nach dem Deutschen Reiche ermächtigt wird.

Hievon wird über Auftrag dcr k. k. n .-ö. Statthaltern Mitteilung
gemacht.

15.

K . k. Bezirksgericht Leopoldstadt I.
Das bisher II ., Obere Donaustraße 55 1», untergebrachtc k. k. Bezirks¬

gericht Lcopoldstadt I befindet sich seit 8 . Juli 1913 in dem fertiggcstclltcn Teile
des Neubaues des Amtsgebäudcs II ., tschiffamtsgaffe , und führt nunmehr die
Bezeichnung : „ K. k. Bezirksgericht Leopoldstadt I , Wien , II ., Schiffamtsgasse"
(M . D . 2643 .)

!!. Aurrrmtivliestimmun§en.
Hemeinderat:

LS.

Erhöhung der Ruhegeiriisse der Beamte » , Uirter-
beamten und Diener ^A ^ Pensionisten ) des Lager¬
hauses der Stabt Wien und der Bersvrgnugsgenüsse

ihrer Hinterbliebenen.
Erlaß res Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 11 . Juni

1913 , M . Abt . IX , 1629/13 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 43 ) :

Der Gememdcrat hat in seiner Sitzung voin 27 . Mai 1913 , Pr . Z . 7917,
folgenden Beschluß gefaßt:

„Der Gemeinderatsbeschluß vom 28 . Februar 1913 , Pr . Z . 2516/12,
über die Erhöhung der Bezüge der Altpensionisten findet auf die Ruhegenüffe
dcr Beamten , Unterbeamten und Diener des Lagerhauses dcr Stadt Wien und
auf die Versorgungsgenüffe ihrer Hinterbliebenen mit dcr Abänderung An¬
wendung , daß für die Erhöhung der Ruhe - und Versorgungsgenüsse anstatt
der Gemeinderatsbeschlüffe vom 6. Dezember 1907 , Pr . Z . 14181 und
Pr . Z . 15697 , der Gemeinderatsbeschluß vom 17. Jänner 1908 , Pr . Z . 264,
mit welchem die Bezüge der Angestellten des Lagerhauses reguliert worden sind,
maßgebend ist.

Das durch diese Regelung der Ruhe - und Versorgungsgenüffe erwachsende
Mehrerfordernis für das Jahr 1913 im Gesamtbeträge von 1330 L findet im
Gebarnngsresultate des Lagerhauses der Stadt Wien seine Deckung."

ZlkaMrat:
17 .

Anflassnttg der Magistrats -Abteilung A , r».
Änderung der Geschäftseinteilung sür den Magistrat.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 3 . Juni
1913 , M . D . 2169 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 45 ) :

Der Herr Bürgermeister hat zufolge Entschließung vom 31 . Mai 1913,
Pr .-Z . 8941 , die nachfolgenden Verfügungen getroffen:

„Die Agenden der Magistratsabtcilung X a (Kaiser-Jubiläums -Kranken
anstatt dcr Gemeinde Wien ) werden der Magistratsabteilung X (Gesundheits¬
wesen) zugewiesen, abgesehen von einzelnen anhängigen Angelegenheiten , deren
weitere unmittelbare Behandlung ich dem Herrn Ober Magistratsrat Dr . Jakob
Dont  Vorbehalte.

Die Magistratsabtcilung X a ist somit ausgelassen.
Die Geschästseinteilung für den Magistrat (4. Auflage ) ändere ich gleich¬

zeitig dahin ab , daß bei der Aufzählung der Agenden der Magistratsabtcilung X
in Hinkunft dcr 12. Absatz : „Kaiser -Jubiläums -Krankenanstalt dcr Gemeinde
Wien . Kinderspital der Gemeinde Wien " und dcr letzte Absatz : „Personal-
angelegcnheitcn sür folgende Steilen : Personale des Stadtphysikates , Personale
der Kaiscr -Jubiläums -Krankenanstalt dcr Gemeinde Wien , Personale für die
Gcmeindcfriedhöfe , Proscktor und Prosektor -Lttcllvcrtrctcr , Obduktions -Kom¬
missäre, snppliercndc Ärzte , Sanitäts -Aufseher und -Diener , Lcichcnwächter " zu
lairtcn hat . "

18 .

Dienstvorschrift für die Amtstierärzte der Stadt
Wien.

Genehmigt mit Erlaß des Bürgermeisters vom 12 . Juni
1913 , P . Z . 9756 (M . Abt . IX , 438 ).

Allgemeine Bestimmungen.
8 i.

Die städtischen Amtstierärzte sind die tierärztlichen Fachorgane des
Magistrates im selbständigen und übertragenen Wirkungskreise sowie als
politischer Behörde I . Instanz.

Ihr Dienst umfaßt alle Amtsoeschäfte , welche ihnen durch die Gesetze
und die sonst erlassenen Bestimmungen , durch besondere Verfügungen sowie
durch diese Dienstvorschrift zngewiescn sind oder welche nach ihrer Art in den
tierärztlichen Wirkungskreis fallen.

8 3-

Die Obliegenheiten der Amtstierärztc erstrecken sich im wesentlichen auf
folgende Gebiete:

1. Handhabung dcr Vcterinärpolizei;
2. Handhabung der Bich - und Fleischbeschau, Mitwirkung bei der Hand¬

habung dcr Lebensmittel -, Gesundhcits - und Gewcrbepvlizei;
3 . Schlachthausdienst;
4 . Förderung der Tierhaltung und der Tierzucht sowie des Tier

schutzcs;
5. Überwachung dcr tierärztlichen Heilpraxis und des Hufbeschlagcs.

8 4-

Bei dcr Ausübung des Dienstes ist nach den Gesetzen und den sonstigen
Vorschriften sowie den besonderen Äuflrägen , in den hiemit nicht geregelten
Fällen nach der Natur und dem Wesen des Dienstes vorzugehen.

8 5.

Bei allen Amtshandlungen hat der Amtsticrarzt dahin zu streben, daß
der beabsichtigte Erfolg durch eine möglichst geringe Störung des Verkehres,
der Landwirtschaft , des Gewerbes und der Lebensmittelversorgung und unter
der tunlichen Schonung der Vermögenswerte erreicht werde.

8 6.
Dcr Amtsticrarzt ist verpflichtet , der Vetcrinärwiffenschaft zu folgen und

sich in voller Kenntnis der seinen Wirkungskreis betreffenden Gesetze, Ver¬
ordnungen und administrativen Vorschriften sowie dcr veterinären Ver¬
hältnisse zu erhalten , um jederzeit mit entsprechendem Erfolge eingreifen zu
können.

Der Tierhaltung und Tierzucht hat der Amtstierarzt die größte Auf¬
merksamkeit zuzuwenden und den auf die Förderung dieses Zweiges der Volks¬
wirtschaft abzielendcn Bestrebungen die tunliche Unterstützung angedeihen zu
lassen. Zum Zwecke entsprechender Wahrung der veterinärpolizeilichen An-
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sordcrungcn bei Herstellung von Anlagen für die landwirtschaftliche oder ge¬
werbliche Tierhaltung und beim Betriebe einzelner Gewerbe hat der Amts¬
tierarzt die einschlägigen Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung zu ver¬
folgen und gegebenenfalles unter Beachtung der hieraus resultierenden
Grundsätze und nach den durch die Praxis gewonnenen Erfahrungen vor¬
zugehen.

8 7.
Der Amtstierarzt ist zur Ausübung der tierärztlichen Privatpraxis in¬

soweit berechtigt , als dadurch seine amtlichen Obliegenheiten sowie seine volle
Unbefangenheit im Dienste keine Beeinträchtigung erfahren.

Die Begründung eines ständigen Dicnstvertragsvcrhältnisses über tier¬
ärztliche Überwachung und Behandlung unterliegt den Vorschriften über die
Nebenbeschäftigung städtischer Angestellter.

magistratischen Bezirksämtern zugeteiltcn Amtstierärztc dem Betcrinäramts'
Direktor.

Die dienstliche Stellung des Schlachthauslcitcrs und dcr ^ Schlachthaus
ticrärzte ist in der Vorschrift für den Dienst in den städtischen Schlachthäusern
geregelt. 8 12-

Die Amtsticrärzte haben ihren Dienst mit Gewissenhaftigkeit und Umsicht
entsprechend den Vorschriften zu versehen , erforderlichenfalls besondere Weisungen
einzuholcn , jedenfalls aber in unaufschiebbaren Fällen selbst die erforderlichen
Verfügungen zu treffen . Wenn sich die Notwendigkeit zu besonderen Maßnahmen
ergibt , haben sie im Dienstwege geeignete Anträge zu stellen.

8 13-

Besondere Bestimmungen.
1. Der Dienst  des Beterin äramts - Dircktors.

8 8.
Der Vetcrinärsamts -Dircktor ist dem Magistrate unterstellt und hat

folgende Obliegenheiten:
u) Die Leitung des gesamten tierärztlichen Dienstes , hinsichtlich der den

magistratischen Bezirksämtern zugeteiltcn Amtsticrärzte jedoch mit der durch
ihre unmittelbare Unterstellung unter den Bezirksamtsleiter gegebenen
Einschränkung.

b) Die Überwachung der Amtsführung der Amtstierärzte und der Dienst¬
leistung des übrigen Personals.

e) Die Erledigung der Angelegenheiten , welche von allgemeiner und grund¬
sätzlicher Bedeutung sind oder einheitlich behandelt werden müssen.

6 ) Die Berichterstattung an den Magistrat über wichtige Vorfälle , die Ab¬
gabe von Gutachten und die Stellung von Anträgen über die Beseitigung
von Übelständen und über veterinäre Maßnahmen , soferne der Vcterinär-
amts -Direktor nicht im eigenen Wirkungskreise zu verfügen berechtigt ist.

«) Die Erstattung von Vorschlägen in Personal -Angelegenheiten an den
Magistrat.

t ) Die Einteilung des Dienstes nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften
und des tatsächlichen Bedürfnisses sowie die Verfügung aushilfswciser
Dicnsteszuteilung der Amtsticrärzte und «schlachthausdicner.

zx) Die Behandlung der die städtische Wasenmeisterei betreffenden Ange¬
legenheiten , soweit sie dem Veterinäramte zukommen.

ü ) Die Evidcnthaltung der zur tierärztlichen Praxis und zur Ausübung des
Hufbcschlages berechtigten Personen im Gcmcindegebiete von Wien , die
Prüfung der Berechtigungen und die Ausfertigung von Bestätigungen
über die Ausübung der Praxis.

8 9.

Der Veterinäramts -Direktor ist verpflichtet , darüber zu wachen , daß der
Dienst im Veterinäramte in entsprechender Weise geführt wird und die Amts¬
tierärzte ihren Verpflichtungen genauestens Nachkommen.

Er hat die einzelnen Dienststellen zeitweise zn inspizieren und die Gc-
schäftsgebarung zu überprüfen . Er kann den Amtstierärzten auftragen , in ge¬
wissen Fällen an ihn Bericht zu erstatten und sich die Approbation gewisser
Arten von Erledigungen Vorbehalten.

Bei Überprüfung der Berichte über die Maßnahmen zur Abwehr und
Tilgung von Tierseuchen hat er besonders zu untersuchen , ob die hiebei in
Betracht kommenden gesetzlichen Vorschriften in gleichförmiger und in ent¬
sprechender Weise gehandhabt wurden.

Nimmt er wahr , daß bei der Einleitung veterinärpolizeilichcr Maß - j
nahmen auf die wirtschaftlichen Verhältnisse keine entsprechende Rücksicht
genommen und der gewerbliche und landwirtschaftliche Betrieb in einem höheren
Maße Beschränkungen unterworfen wird , als dies angesichts des anzustrebenden ^
Zieles unbedingt notwendig erscheint , so hat er wegen Abstellung solcher zu
weitgehender Verfügungen sofort das Erforderliche zu verfügen oder die ent¬
sprechenden Anträge zu stellen ; auf dieses Moment hat er gleichermaßen bei
der Antragstellung zur Ergreifung veterinärpolizeilichcr Maßnahmen Bedacht
zu nehmen ; auch hat er die Äpprovisionicrungsbcdürfnissc entsprechend zu
berücksichtigen.

2 . Der Dien st des Beterin äramts - Vizc - Dircktors.

8 io.

Der Beterinäramts -Vize -Dircktor hat den Veterinäramts -Direktor zu
vertreten und im übrigen nach dessen Weisungen zu unterstützen.

3 . Der Dienst der Amtstierärztc.

Allgemeines.

8 11.
Die der Vctcrinäramts -Dircktion zugeteiltcn Amtstierärzte unterstehen

unmittelbar dem Veterinäramts -Direktor , die übrigen städtischen Amtstierärztc
dem Leiter der Vcterinäramts -Abteilung . Der Leiter der Beterinäramts -Abteilung
ist für die richtige Amtsführung der chm unterstellten Abteilung verantwortlich.
In weiterer Linie unterstehen die dm magistratischen Bezirksämtern zugeteiltcn
Amtstierärzte dem Leiter des magistratischen Bezirksamtes und zugleich (inner¬
halb seines Wirkungskreises ) auch dem Veterinäramts -Direktor , die nicht den

Die vorgcschricbcncn Dicnststnnden sind genau cinzuhaltcn.

8 14-
Täglich sind in das vorgeschriebene Vormerkbuch die besonderen Vorfälle,

soweit sic nicht ohnehin in eigenen Vorwerken ausgezeichnet werden müssen,
oder das Fehlen solcher cinzutragcu . Über besonders bedeutsame Vorfälle und
Wahrnehmungen ist dem Veterinäramts -Direktor , beziehungsweise auch dem
magistratischen Bezirksamt «: sofort zu berichten.

8 15.

Die Aktenstücke sind im Sinne der Geschäftsordnung für den Magistrat
zu behandeln . Die Eintragung in das Protokoll hat am Lage des Einlaufes,
beziehungsweise des zu verzeichnenden Vorfalles zu erfolgen.

8 16.

Der Leiter der Vetcrinäramts -Abtcilung hat alle schriftlichen Erledigungen
der zugeteiltcn Amtsticrärzte (mit Ausnahme von Pässen , Zertifikaten und
anderen Bescheinigungen ) mitzufertigen.

8 17-
Viehpässe und sonstige Bescheinigungen dürfen nur für Tiere oder

Gegenstände ausgestellt werden , die sich im Amtsbereiche befinden Duplikate
dürfen nur mit Genehmigung des Magistrates (magistratischen Bezirksamtes)
erfolgt werden und müssen ausdrücklich als solche bezeichnet werden.

Bei der Ausstellung sind die für den konkreten Zweck vorgcschriebcnen
Erfordernisse genau zu prüfen . Soweit das freie Ermessen des Amtslicrarztes
in Betracht kommt , ist auf alle maßgebenden Umstände sorgfältig Rücksicht zu
nehmen . In jedem einzelnen Falle ist die Legitimation des Bewerbers zu
prüfen.

8 18.
Die Amtstierärztc haben sich bei den Amtshandlungen außerhalb des

Amtes in der vorgeschricbencu Weise zu legitimieren.

8 19-
Untersuchungen sind in der Regel dort vorzunehmcn , wo sich das Untcr-

suchungsobjekt befindet ; Untersuchungen von lebenden Tieren und voll Waren
geringerer Menge , welche lediglich zum Zwecke der Ausstellung von Viehpässcn
öder Gesundheitsbescheinigungen und dergleichen erfolgen , sind , wenn keine
Hindernisse oder Bedenken vorlicgen , am Dicnstorte des Amtsticrarztes oder
an den hiezu bestimmten Orten vorzunehmen.

8 20.
Im Falle von Bcanständungcn ist, falls es möglich ist, der Besitzer , auf

Bahnhöfen jedenfalls auch das Bahnorgan beizuziehcn.
In Fällen , die wegen des Grundes der Beanständnng oder der Menge

der beanständeten Ware bedeutsam erscheinen , ist ein schriftlicher Befund auf¬
zunehmen.

8 21-

Werden Tiere oder Tierteile dem Wascnmeister oder der StcrilisicrungS-
anstalt überwiesen , so ist der Partei über ihr Verlangen ein Zertifikat aus¬
zustellen , in welchem der Gegenstand nach Menge und Beschaffenheit , die ge¬
troffene Verfügung und der Grund der Bcanständung (soweit wie möglich
unter Vermeidung nicht deutscher Bezeichnungen ) anzuführcn ist.

8 22 .
Wenn eine Partei gegen das Ergebnis einer , Untersuchung des Amts-

tierarztcs Einsprache erhebt , ist ihr srcizustellcn , eine Überprüfung des Befundes
durch die Vctcrinäramts -Dircktion zu verlangen . In diesem Falle hat sie
vorher die von der Gemeinde normierten Entfcrnungsgcbühren , welche aus
diesem Anlässe auflaufen , zu erlegen . Der Partei ist bekanntzugcben , daß die
Gemeinde für die in solchen Fällen erwachsenden Verzögerungen und Schäden

keinerlei Haftung übernimmt . ^

Bei Verletzungen von Menschen am Dienstorte oder bei einer Amts¬
handlung des Amtslicrarztes hat dieser in Abwesenheit eines Arztes die erste
Hilfe zu leisten.
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Zur Verhinderung einer Übertragung von Tierseuchen auf den Menschen
ist das Erforderliche v'orzukehren oder anzuregen . Das Diener - und Arbeits-
Personal ?, sowie die Parteien sind entsprechend zu belehren . Liegt der Verdacht
der Infektion eines Menschen vor , so ist die betreffende Person sofort dem
zuständigen Amtsärzte unter schriftlicher Mitteilung des Sachverhaltes zu
überweisen . Bei Gefahr im Verzüge ist vom Amtstierarzte auch in diesem
Falle die erste Hilfe (Desinfektion , Notverband u . s. w .) zu leisten.

T i e r s e u ch e n t i l g u n g.

8 24.

Erhält der Amtstierarzt durch eigene Wahrnehmung oder in anderer
zuverlässiger Weise von dem Ausbruche einer Tierseuche oder dem Verdachte
des Bestandes einer solchen Kenntnis , so hat er unverwcilt die erforderlichen
veterinärpolizeilichen Maßnahmen im Sinne der bestehenden Vorschriften zu
treffen und , soiveit sie außerhalb seiner Kompetenz liegen , anzuregen . Über den
Verdacht , den Ausbruch und das Erlöschen einer Tierseuche ist auch dem
Veterinäramts -Direktor sofort Bericht zu erstatten . Der Amtstierarzt hat die
notwendigen Erhebungen mit der größten Ümsicht durchzusühren , hiebei ins¬
besondere auf die Ermittlung der Art und Weise der Entstehung oder Ein¬
schleppung der Seuche , sowie auf die erfolgte Übertragung auf Menschen oder
die Möglichkeit einer Übertragung Bedacht zu nehmen.

Bei allen Interventionen in Tierseuchen -Angelegenhciten sind die Vieh¬
besitzer und deren Personale über die Natur und Anstccknngsfähigkeit der
Seuche , den Selbstschutz gegen diese, die Wartung und Pflege der kranken
Tiere und die Übertragbarkeit der Seuche auf den Menschen in eingehender
Weise zu belehren.

Die Desinfektion der zu Tiertransporten benützten Eisenbahnwaggons
und Schiffe ist zeitweilig zu kontrollieren.

Handhabung der Vieh - u n d F l e i s ch b e s ch a u , Mitwirkung
bei der Handhabung der Lebensmittel -, Gesundheits-

und Gewerbepolizei.

8 25.

Den Amtstierärzten kommt die Handhabung der Vieh - und Fleischbeschau
überhaupt und die Beaufsichtigung des Verkehres mit Fleisch und Fleischwaren
im Sinne des Gcmcindestatntes , des Gesetzes , betreffend die Organisation des
öffentlichen Sanitätsdienstes , des Gesetzes , betreffend den Verkehr mit Lebens¬
mitteln und einigen Gebrauchsgegenständen und der Veterinärgesetze , sowie
der sonstigen Vorschriften zu . Außerdem kann ihnen auch die Überwachung
des Verkehres mit anderen animalischen Nahrungs - und Genußmitteln über¬
tragen werden . Sic haben demgemäß in den betreffenden gewerblichen
Produktionsstättcn und an den Verkaufsstellen zeitweise Revisionen abzuhalten
und die Befolgung der gesundheitS - und lebensmittelpolizeilichen Vorschriften
wahrzunehmcn . Über Ersuchen haben sie Gutachten über animalische Nahrungs¬
und Genußmittel an das . Marktamt zu erstatten.

Die Amtstierärzte werden bei Amtshandlungen , betreffend gewerbliche
Betriebsanlagen , bei denen veterinärpolizeiliche Momente in Betracht kommen,
zur Abg 'abe von Gutachten beigezogen und haben diese Betriebsanlagen
beständig zu überwachen.

Der Schlachthausdienst.

8 26.

Für den Schlachthausdienst besteht eine besondere Dienstvorschrift.

Förderung der Tierhaltung und Tierzucht sowie des
Tierschutzes.

8 27.

Der Amtstierarzt muß bestrebt sein , eine eingehende Kenntnis der tier-
hhgienischen Verhältnisse seines Amtsbezirkes , und zwar insbesondere der Be¬
schaffenheit der Stallungen , der Pflege der Haustiere , der Fütterungsweise , der
Art und Qualität der Futterstoffe rmd Weiden , der Beschaffenheit des Wassers,
der Tränkplätze sowie des Bodens , der Art und Verwendung der Tiere zur
Arbeit , der gesundheitsschädlichen Mißbräuche u . s. w . zu erlaugeil . Er hat sich
ferner die Förderung und Hebung der Tierzucht angelegen sein zu lassen und
bei jeder Gelegenheit belehrend einzuwirkcn.

Eine besondere Aufmerksamkeit hat der Amtstierarzt der Abwendung
jener Umstände zuzuwenden , welche als Ursache der Entstehung und Ver¬
breitung von Tierkrankheiten oder doch als begünstigendes Moment anzusehen
und geeignet sind , die Gesundheit der Haustiere zu gefährden und den Verkehr
mit ihnen abträglich zu beeinflussen.

Er hat sich über die Verhältnisse des Viehhandels sowie des Verkehres mit
Tieren und tierischen Rohprodukten eingehend zu unterrichten.

Er soll sich auch mit den vetcrinärpolizeilichen und tierhygienischen Zu¬
ständen jener Gegenden , aus welchen und durch welche Handelstiere und tierische
Rohstoffe kommen , oder aus welchen Tiere auf Tier -Ausstellungen , Weiden
n . s. w . gebracht werden , zum Zwecke der Hintanhaltung der Verschleppung
ailsteckender Krankheiten vertraut machen und sich über das Anstreten von
Tierkrankheiten in den benachbarten Bezirken rasch Kenntnis zu verschaffen
suchen ..

Über die zur Abstellung von Unzukömmlichkeiten geeigneten Maßnahmen
hat er die Viehbesitzer zu belehren und die Meldung zu erstatten ; irr dieser
Meldung sind die wahrgenommeneii hygienischen Mängel behufs Einleitung der
notwendigen Verfügungen besonders anzuführen.

Endlich hat der Amtstierarzt auch den Tierschutz wahrzunehmen und
hierüber Gutachten zu erstatten.

Beaufsichtigung der tierärztlichen Praxis und des Huf¬
beschlages.

8 28.

Die Amtstierärzte haben das gesamte tierärztliche Personal ihres Amts¬
bereiches bei der Ausübung der tierärztlichen Praxis zu beaufsichtigen und die
Tierarzneivorräte der Tierärzte zu kontrollieren sowie die Anstalten zur Er¬
zeugung tierischer Impfstoffe und die Tierheilanstalten zu überwachen.

Ein besonderes Augenmerk ist darauf zu richten , daß Tierimpflingen
genau nach den bestehenden Vorschriften vorgenommen werden.

Pflichtverletzungen des zur Ausübung der Tierheilkunde berechtigten Per¬
sonals sowie die Ausübung der tierärztlichen Praxis durch hiezu nicht befugte
Personen sind zur Anzeige zu bringen.

Der Amtstierarzt soll die Tierbesitzer über die Notwendigkeit , sich im
Falle der Erkrankung von Tieren eines Tierarztes zu bedienen , aufklären.

Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit eines rationellen Hufbeschlages hat der
Amtstierarzt durch Belehrung auf die Abstellung von Fehlern im Beschläge
und auf eine zweckmäßige Pflege gesunder und kranker Hufe einzuwirken . Un¬
befugte Ausübung des Husbeschlages hat er zur Kenntnis der Behörde zu
bringen.

Bewilligung von Lastenaufzügen in gewerblichen
Betrieben ; Änderung der Geschäftseinteilung.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel vom 26 . Juni

1913 , M . D . 2517/13 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 46) :
Der Herr Bürgermeister hat mit Entschließung vom 23 . Juni 1913,

P . Z . 10810 , in Abänderung der Geschäftseinteilung verfügt , daß der Auf¬
zählung der Agenden der Magistrats -Abteilung IV „ Personen - und Lasten¬
aufzüge . in den Bezirken I bis IX und XX " die Worte „ mit Aus¬
nahme der zu gewerblichen Betrieben gehörigen Personen - und Lastenaufzüge"
hinzugefügt werden.

Ich sehe mich daher veranlaßt , anzuordnen , daß die Erteilung der Auf¬
stellung - und Benützungsbewilligung für die zu gewerblichen Betrieben ge¬
hörigen Personen - und Lastenaufzüge nicht , wie bisher in den Bezirken I
bis IX und XX durch die Magistrats -Abteilung IV und in den übrigen Be¬
zirken durch das zuständige magistratische Bezirksamt im s e l b st ä n d i g e n
Wirkungskreise , sondern in a l l e n Bezirken Wiens in Hinkunft durch das
zuständige magistratische Bezirksamt als Gewerbebehörde I . Instanz auf Grund
der Gewerbeordnung (Gesetz vom 5 . Februar 1907 , N .-G . -Bl . Nr . 26,
HH 25 bis 35 ) und unter Berücksichtigung des Gesetzes vom 17 . April 1883,
R .- G .-Bl . Nr . 117 (Gewerbeinspektoren ) erfolge.

Die Anwendung der Instruktion für das Stadtbauamt , betreffend Auf¬
stellung und Betrieb von Aufzügen (vom April 1906 , M . Abt . IV , 338/04)
bleibt hiedurch unberührt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes
gesetz nnd Vcrordnnngsblatte siir Österreich unter
der Gnns im Jahre 1VKL publizierten Gesetze

nnd Verordnungen.
Z. Rrichqgfsftzbtntt.

Nr . LIL . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . Mai 1913 , betreffend die Ermächtigung der Hanptzollümter
Metkoviö und Gruvvsa zur Anwendung des summarischen Ansageverfahrens.

Nr . l L7. Verordnung des Justizministeriums,
des Finanzministeriums und des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Obersten Rechnungshose
VOM 19 . Juni 1913 , betreffend den Vollzug von Auszahlungen
durch die k. k. Postsparkassa für Rechnung der Justizbehörden in Böhmen.

Nr . 1L8 . Handels - und Schiffahrtsvertrag vom
28 . Oktober 1912,  zwischen Österreich -Ungarn und Japan.

Nr . ! l N Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 31 . Mai 1913,  betreffend das
Verbot des Hausierhandels im Knrbeprke von Portorose.
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Nr . L2 « Kundmachung des Handelsministers
im Einvernehmen mit dem Minister sür öffentliche
Arbeiten vom 3 . Juni 1913 , betreffend die Zeugnisse der
Fraucngewerbeschule für Weißnähen und Kleidermachen in Tabor.

Nr . LÄ1 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern und
dem Minister für öffentliche Arbeiten vom 9 . Juni
1913 , betreffend die Festsetzung des Wirkungskreises des Gewerbe-Jnspektorates
für den Bau der Wasserstraßen in Prag.

Nr . L22 . Gesetz vom 29 . Juni 1913 , betreffend
die Forterhebung der Steuern und Abgaben sowie die Bestreitung des Staats-
aufmandes in der Zeit vom 1. Juli bis 31 . Dezember 19l8.

Nr . 123 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
26 . Juni 1913 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
Durchführungsvorfchrift zum Zolltarifgesetze vom 18. Februar 1906 , R .-G .-Bl.
Nr . 22 , der Erläuterungen zum Zolltarife sowie des mit der Verordnung vom
27 . Mai 1911 , R .-G .-Bl . dir . 100 , hinausgegebenen Verzeichnisses über den
durchschnittlichen Handelswcrt der wichtigsten, der Wertverzollnng nach Nr . 622
unterliegenden chemischen Hilfsstosse und Piudukte.

Nr . 124 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche Arbeiten
Vom 21 . Juni 1 91 3 , betreffend die Zeugnisse der städtischen Frauen¬
gewerbeschule in Proßnitz.

Nr . L2L . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister sür öffentliche Arbeiten
vom 28 . Juni 1913 , betreffend die Zeugnisse der Frauengewerbe-
chule für Weißnähen und Kleidermachen in Olmütz.

Nr . 12 « . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 28 . Juni 1913 , betreffend die Ermächtigung des Nebenzoll¬
amtes II . Klasse in Cirkvenica zur Austrittsbeamtshandlung von verbrauchs¬
abgabepflichtigen Mineralölen.

Nr . 127 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 2 . Juli 1913 , betreffend die Ermächtigung des königlich ungari¬
schen Hauptzollamtes Predcal zur Zollkreditierung.

Nr . L28 . Kundmachung des Eisenbahnmini¬
steriums Vom 2 . Juli 1913 , betreffend die Konzessionieruug
einer mit elektrischer Krafc zu betreibenden schmalspurigen Äleinbabnlinie
Stockhofstraße —Herrenstraße — Rudigierstraße —Mozartstraße —Weißenwolffstraße
in Linz.

Nr . L2N . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 21 . Juni 1913 , womit einige
Bestimmungen der mit der Verordnung vom 20 . Juni 1907 , R .-G .-Bl.
Nr . 150 , verlautbarten »Vorschrift , betreffend die Organisation des Land¬
sturmes für die im Rcichsrate vertretenen Königreiche und Länder , mit Aus¬
nahme von Tirol und Vorarlberg ", berichtigt , beziehungsweise ergänzt werden.

Nr . 13 « . Kundmachung des Ministeriums sür
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
29 . April 1913 , womit die Einreihung der Gemnnde Wippach in die
VII . Klasse des Militärzinstarifes vcrlautbart wird.

Nr . 13t . Kundmachnung des Handelsministers
im Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 21 . Juni 1913 , betreffend die Zeugnisse der
Frauengewcrbcschulc des Vereines „LibuZe" in Kremsier.

Nr . 132 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 7 . Juli 1913 , betreffend die Abänderung der Anleitung zur
Prüfung des als besonderes Denaturierungsmittel verwendeten Terpentinöles.

Nr . 133 . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 7 . Juli 1913 , betreffend die Abänderung der Anleitung zur
Prüfung der Bestandteile des allgemeinen Denaturierungsmittels für
Branntwein.

Nr . S34 Kaiserliches Patent vom 11 . Juli 1913,
betreffend die Einberufung der Landtage von Mähren und Triest.

Nr . 133 . Gesetz vom 9. Juli 1913 , betreffend die
Ermächtigung zur zeitweiligen Außerkraftsetzung der Bestimmungen über den
Einfluß der ZOrsfußerhöhung auf die zu Konvertierungszwecken gewährten
Gebührenerlcichterungen.

Nr . 13 « . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 11 . Juli 1913 zur Durchführung des Gesetzes vom 9. Juli
1913 , R .-G .-Bl . Nr . 135 , betreffend die Ermächtigung zur zeitweiligen
Außerkraftsetzung der Bestimmungen über den Einfluß der Zinsfußerhöhung
auf die zu Konvcrtierungszwecken gewährten Gebührencrleichterungeu.

Nr . 137 . Gesetz vom 9. Juli 1913,  mit welchem für
das Verfahren zur Durchführung des Landesgesetzes für das Königreich
Dalmatien vom 28 . Mürz 1911 , L.-G -- und V .-Bl . Nr . 20 , betreffend die
Rechtsverhältnisse an stehenden Bäumen als selbständigen Sachen , Gcbühren-
erleichterungen gewährt werden.

Nr . 138 . Gesetz vom 9. Juli 1913 , betreffend Ge¬
bührenbefreiungen anläßlich von Aktenerneuerungen bei öffentlichen Behörden
und Ämtern.

Nr . S3 « . Gesetz vom 12 . Juli 1913 über die Ein-
rechnuug einzelner militärischer Dienstleistungen in die Zeit des richterlichen
Vorbereitungsdienstes , der Gerichts -, Advokaturs - und Notariatspraxis.

R. Landesgesetz- und Verordnungsblatt.

Nr . 7 « . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
3 . Juli 1913 , Z . I L-1646/202 , betreffend die Abänderung und die
Rechtskraft der Statthalterei -Vcrordnung vom 31 . März 1913 , L.-G .-Bl.
Nr . 45 , über die Erlassung einer neuen Betriebsordnung nebst Maximal¬
tarif für das Wiener Platzfuhrwerk.

Nr . 77 . Gesetz vom 28 . Mai 1913 , womit der Stadt¬
gemeinde Mauteru in Niederösterreich die Bewilligung zur Einhebung von
Kanaleinmündungsgebühren erteilt wird.

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 20 . Juni
1913 , Z . XI ö-12/3 , betreffend die Einhebung der Landesumlagcn
für das Jahr 1913.

Nr . 7A>. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 26 . Juni
1913 , Z . XII - 804/5,  betreffend die Marktordnung sür die Großmarkt-
Hallc-Abteilung für Fleischwaren der k. k. Reichshanpt - und Residenzstadt
Wien.

Nr . 8 « . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 20 . Juni
1913 , Z . XI d 484/1,  betreffend die der Gemeinde Trandorf erteilte
Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen in der Steuergemeiude Amstall.

Nr . 81 . Gesetz vom 28 . Juni 1913 , womit die Ge¬
meinde Wien zur Veräußerung mehrerer Grundflächen im I. und IV . Wiener
Gemeindebezirke ermächtigt wird.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 30 . Juni
1913 , Z . Xl -631/1 , betreffend die den Gemeinden Fugnitz und Traut¬
mannsdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.

Nr . 83 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 30 . Juni
1913 , Z . XI d-632/1 , betreffend die der Gemeinde Groß-Globnitz
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen in der Steuergemcinde Klein -Otten.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 30 . Juni
1913 , Z . XI d-6 3 9/1 , betreffend die der Gemeinde Watzmanns er¬
teilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1913 übersteigenden Umlagen.
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